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EFTA: Tatsachen müssen nüchtern betrachtet werden 
Am kommenden Montag beginnt in Wien die Ministertagung der Europäischen Freihandelszone 

Am 24. und 25. Mai findet in Wien die Mini-
sterkonferenz der EFTA (Europäische Freihan-
dels-Asisoziation) statt. Diese Konferenzen sind 
Rout'ioeengteJIiecreniheiiten, die sich .in reqelmä-
ßiqen Abständen von Hauptstadt zu Hauptstadt 
wechselnd wiedenholen, um jeweiils über  wei­
tere Zollsenk Ufnqen zu beschüiießein und wichtii-
qe Stellunqiiaihmen zu erarbeiten, wie sie aus 

KOMMENTAR 
Übereifer oder höhere Weisung? 

Als Regierungschef Dr. Gerard Batliner 
am letzten Dienstag im Landtag über die 
liechtensteinischen Schritte zur Frage 
des geplanten thermischen Kraftwerkes 
in Rüthi Bericht erstattete, war es nahe­
liegend, dass im gleichen Atemzug auch 
über das Problem des Waffenplatzes St. 
Luziensteig diskutiert wurde. Es war der 
Abgeordnete Andreas Vogt, der wie sei­
nerzeit der Abgeordnete Josef Büchel 
(Balzers) auf die immer noch ungelöste 
Frage des Waffenplatzes hinwies. Jus t  
an diesem Tag, da im liechtensteinischen 
Parlament über das heikle Thema des 
Waffenplatzes und seine Auswirkungen 
gesprochen wurde, ereignete sich 10 km 
südlich, nämlich in Balzers selbst, ein 

-sonderbarer Zwischenfall, der die Pro­
blematik der Waffenplatzfrage vielleicht 
noch plastischer aufzeigt, als es die di­
versen Vorstösse im Vaduzer Landtags-
saal vermögen. — Am gleichen Dienstag 
tauchten bei zwei Balzner Frauen näm­
lich zwei Herren aus der Schweiz auf, 
wovon sich der eine (sinnigerweise) als 
Herr R ü t h i ,  seines Zeichens Verwalter 
auf der Luziensteig, und der andere als 
Vertreter des OKK (Oberkriegskommis­
sariat) vorstellte. Die beiden Frauen aus 
Balzers hatten einige Zeit vorher ihre 
Grundstücke auf Prat an die Gemeinde 
Balzers verkauft, Der abgeschlossene 
Kaufvertrag zwischen den Bodenbesitze­
rinnen und der Gemeinde Balzers ging 
zur Bewilligung an  die zuständige Grund­
verkehrskommission nach Landquart. 
An Stelle einer Nachricht aus Landquart 
tauchten am letzten Dienstag die beiden 
erwähnten Herren bei den Verkäuferin­
nen auf und gaben zu wissen, dass die 
Bewilligung für den Kauf der Grund­
stücke durch die Gemeinde n i e m a l s  
erleilt werde. Andererseits seien sie (d.h. 
die Militärbehörden) aber bereit, den 
gleichen Preis zu zahlen wie die Ge­
meinde Balzers. Im übrigen müsse man 
damit rechnen, dass die privaten Grund­
stücke im Bereich des Truppenübungs­
platzes eines Tages ohnehin enteignet 
würden, wenn sie bis dahin nicht frei­
willig verkauft worden seien. Die bei­
den Frauen unterzeichneten hierauf 
einen neuen Kaufvertrag mit den besag­
ten Herren, die es übrigens nicht einmal 
für notwendig gehalten hatten, vorher 
die Gemeinde Balzers (als den einen 
Vertragspartner) zu verständigen. — 
Während die liechtensteinische Öffent­
lichkeit auf die Geschehnisse im Land­
tag blickt, wo dieser Tage feierliche Vo­
ten und Erklärungen über laufende Waf-
fenplalzverhandlungen mit Bern abgege­
ben worden, deuten alle Anzeichen dar­
auf hin, dass man am umstrittenen Ort 
selbst offenbar noch nichts davon er­
fahren hat. Es bleibtdie peinliche Frage, ob 
der Zwischenfall vom letzten Dienstag 
in Balzers wegen Übereifers eines unter­
geordneten Beamten oder auf  höhere 
Weisung erfolgt ist? (wbw) 

der Entwicklung des iwterniationaten Handels­
verkehrs erforderlich werden. Liechtenstein, als 
assoziiertes' EFTA-Mitglied, wird an  dieser Mi­
nisterkonferenz durch seinen Geschäftsträger in 
Bern, S. D. Prinz Heinrich vertreten sein. 

Die bevorstehende Konferenz allerdings ex-
hält ein besonderes Gesicht dadurch, daß sie z.u 
einer ebgemtldien G i p f e l k o n f e r e n z  wer­
den sioll. Es- war der  Premierminister der briti­
schen Laboui-reqi'eruncj, Wilson, der den Vor­
schlag machte, e s  sollten diesmal 'die Regie­
rungschefs selber an der Beqiegnunq teilneh­
men, und se in  Wunsch hat dich, teilweise wider 
Erwarben, weitgehend durchgesetzt. Nichit weni­
ger als fünf der sieben Mitgiiedisteaten werden  
durch 'ihre Minister p räsidemten (nöben den sonst 
allein wirkenden Faichministern) vertreten sein, 
nämlich Großbritannien, ferner da:s qastlqebende 
OesterreiiiCh und 'die drei skandinavischen Län­
dler Schweden, Norwegen unid Dänemark, dazu 
aber auch das bloß «assoziierte» Finnland. Sa-
l'a'zar verzichtet eirwart'iHiiqsgemäß aiuf die  per-
sönliichie Teilnahme, und die Schweiz schickt 
ebenfalls nicht den Min'iisterpräsiidenüen, well sie 
nämilich gair keinen hat, da }a de r  Bundespräsi­
dent nicht Regierunqsoberhaupt 'ist, sondern nu.r 
in all jährlichem Turnus wechiselnid'er «primus 
inter pares». 

Bs braucht nicht verheimMobl! zu werden, daß 
man schweizeriischeriseits den Siran des Groß-
äufgebQtes.'Äiit einiger S k e p s i s bewertet. Das 
dürfte im Bundesrat so sein, unid es ist ganz si­
cher so itm Bereiche der interessierten Oeffent-
lichkeit. Von hier aus  betrachtet entbehrt dier 
personelle Glanz, der da entfaltet werden soll, 
weitgehend der masteiraeDlen Grundlage, und für 
e'.ne Demonstration der Stärke, die irgend ie-
mandiem imponieren könnte, scheinen efe Vor­
aussetzungen aus unserer Siebt doch etwas all­
zu offensichtlich zu fehlen. 

Tatsächlich ist  d i e  EFTA gerade  jetzt weniger 
a ls  j e  in der Lage, der U m w e l t  ihre Stärke 
glaubhaft machen  z u  können.  

Der Initi&nt der Gipfelkonferenz, Großbritan­
nien, hait durch seinen Ausbruchsversuch zui 

EWG (Europäische Wirtschaftsgemeinschaft) im 
Jahre 1962 den ersten schweren Schwächeanfall 
verursacht und  1964, unter der Labourregie­
rung, du,rc'h die Einführung der 15-Prozent-Zoll-
zu'schläge die  EFTA-Vereinbarungen selber in 
schwerster Weise verletzt. Oesterreich seiner­
seits verhandelt gegenwärtig iin Brüssel über ei­
ne Asisozilienumig zur EWG, wohlwissend, daß 
die zeiüwetoe offenbajr — ernsthaft oder nicht 
ernsthaft — qenährte Hoffnung, beiden Gre­
mien angehören und so gewissermaßen ein Bin­
deglied zwischen ihnen bilden zu können, sich 
nicht erfüllen kann. Aus Skandinavien blickt 
mindestens Dänemark unruShiig nach Brüssel, und 
es ist sicher, daß spätestens eine Schwenkung 
Englands nach der EWG dieses uns eng be­
freundete Land ebenso wie seine skandinavi­
schen Nachibairn rasch mit sich spülen würde. 
Es bleilben das assoziierte Finnland, dem Ruß­
land dein. Anschluß anr die EWG wohl kaium ge­
statten würde, und Portugal, das in dien handels­
politischen FuJJsl'apfen Englands zur EFTA kam 
und in seitnen Fußstaipfen wohil auch nach Brüs­
sel ginge. 

Auch wir müssen uns aber gerade jetzt 
wieder b e s i n n e n  aiuf die A n f ä n g e  der 
europäischen I ntegratli onsbemühung e n. Wir 
wollten eine Annähenung aller freien europäi­
schen Staaken, und nicht ihre Aufteilung in 
zwei Blöcke; wir wollten die ^Jiederreißunq un­
zeitgemäßer handelspolitischer Schranken zwi­
schen ihnen allen, a b e r  rtidhiU d!Le Schaffung 
einer Plattform für »eu,e wirtschaftliche und 
politische Hegemoniebestrebungen. Die Schweiz 
lehnte die EWG ab, weil sie mit der Neutrali­
tät, aber auch mit der direkten Demokra­
tie unvereinbare pol i t i sche  Ziele verfolgt, und 
nahm teil an der Gründung der EFTA in der 
Hoffnung, daß eine KollekDi/vakitiion der Nicht-
EWG-Mitglieder die drohende Entstehung eines 
Grabens verhindern und  eine föderalistische, 
nicht dirigistische Freihandelszone für ganz 
Westeuropa doch noch ermöglichen könnte. 
Wir glauben niicht, daß d'iiese Hoffnung heute 
schon endgültig begraben werden müsse. Aber 
wir müssen die Tatsachen immerhin nüchtern 

Ein Schönheitsfehler.. .  

Während morgen Sonntag im ganzen Land 
die Vermittler unid die  Gemeindesteuerkommis­
sionen neu bestellt werden, haben wir in Trie­
ben noch die Wahl der Rechnungsrevisoren 
nachzuholen. Auf dem offiziellen Stimmzettel, 
den man diese Tage von der Gemeinde erhalten 
hat, sind nun alle Wahlvorschläge, sowohl jene 
für die Gemeindesteuerkommission, deren Stell­
vertreter u n d  die der Rechnungsrevisoren, auf 
dem g l e i c h e n  Stimmzettel einzutragen.. Ob­
wohl rechtlich gegen diese Zusammenfassung 
offenbar nichts einzuwenden ist, handelt es sich 
meiner Ansicht nach doch um einen grobem 
Schönheitsfehler. Die Wahl der Rechnungsrevi­
soren und jene der Gemeindesteuerkommission 
sind zwei verschiedene Dinge, die nicht zusam­
men auf den. gleichen Stimmzettel gehören. Ge­
rade in Gemeinden, wo die Mehrheitsverhält­
nisse eindeutig sind, werden viele parteipoli­
tisch gebundene Stimmzettel abgegeben, wo­
durch auch das wichtige Amt der Rechnungs« 
revisoren in den Strudel der Parteipolitik ge­
rät. • N . L  

betrachten. Wir müssen Uns bewußt sein, daß 
die offenkundige Ungeduld einzelner Mitglieder 
das Anliegen der EFTA n/iaht fördert, daß  die 
wirtschaftlichen Interessen und Kraftreserven 
unter den  EFTA-Mitgliedern recht ungleich sind 
und daiß das ganze Gebilde Jedenfalls nicht so­
lid genug ist, um eilwa diiie Risiken einer weiter­
gehenden Insl/iluliionalfeienung zu rechtfertigen, 
wie öie von einzelnen Mit'gliödern -als «ine Ar t  
«Flucht nach vorne» angestrebt zu  werden 
scheinit, obwohl gerade sie dem Hauptzweck 
der Gemeinschaft, dem Brückenschlag zur EWG, 
sicher nicht'dliomlich wäre. 

« Ich würde jedem das Doppelte der Zulagen gönnen» 
Stellungnahme von Regierungschef Dr. Batliner vor dem Landtag zum Thema der Kinderzulagen-Initiative 

«Die Initiative beinhaltet zwei Änderungen: 
1. Erhöhung der  Kinderzulagen über die bereits 
in Kraft gesetzte Kinderzulagenerhöhung hin­
aus (allerdings für einen beschränkten Bezü­
gerkreis) und damit Erhöhung der Gesamtaus­
gaben, wodurch der  Staat nach dem heutigen 
Sland der Dinge rund Fr. 800 000.— jährlich 
zuschiessen müsste, 2. Wesentliche Ungleichbe-
bandlung der Kindergeldbezüger. 

Zu 1: Zu diesem Punkte der massiven Erhö­
hung der Gesamtausgaben habe ich bereits in 
der Landtagssitzung vom 3, Februar 1965 Stel­
lung genommen. Ich möchte auf die damaligen 
Erwägungen sozialpolitischer, wirtschaftlicher 
und finanzieller Natur verweisen und mich be­

schränken, lediglich zum Teil einzelne Gedan­
ken zusammengefasst in Erinnerung zu rufen. 

Die Vorlage steht im Widerspruch zu ande­
ren  Sozialmassnahmen, Was wir durch Zwangs­
und freiwilliges Sparen dem Konsum entziehen 
wollten, wird wieder zusätzlich teilweise in den 
Konsum gepumpt oder ins Sparen, das wir we­
nigstens zum Teil zusätzlich mit staatlichen 
Mitteln noch einmal fördern. 

Unsere Wirtschaft wind teilweise, um die 
ausländische Arbeitskraft zu halten, für die ab 
1. Juli 1965 vorgesehene Verkürzung selbst 
einen Lohnausgleich schaffen müssen, was sich 
nicht nur auf die Gewinnmarge der Betriebe 
und ihre Standfestigkeit, sondern vielleicht so­

gar bei rückläufiger Konjunktur allgemein auf 
die Löhne auswirkt oder die Preise wie Bau­
kosten etc., die wir wiederum in dieser oder 
jener Form tragen müssen. Es wäre sicherlich 
verfehlt anzunehmen, dass unsere Wirtschaft 
vor allem auch angesichts der zunehmenden 
Zolldiskriminierung durch die EWG und teil­
weise auch zunehmender Konkurrenz sehr gros­
sen wirtschaftlichen Spielraum hätte. 

Finanzpolitisch schafft die Vorlage dauernde 
Ausgaben, denen keine sicheren Einnahmen 
gegenüber stehen. Man hat auf die neuen Täbak-
zollzuschläge hingewiesen, die Liechtenstein 
eine jährliche Einnahme von Franken 350 000.— 
verschaffen sollen. Diese Tabakzuschläge wer-

Antischweizerisches Vorarlberg ? 
Stellungnahme eines Mitarbeiters aus Vorarlberg 

Im «Liechtensteiner Volksblatt» vom 18, 
Mai, Seite 1, finden sich unter diesem Titel mit 
«W. Br.» gezeichnete Anmerkungen, die offen­
bar bemüht sind, das freundnachbarliche Ver­
hältnis zwischen Vorarlberg u n d  St. Gallen zu 
trüben. Um es gleich vorweg zu sagen: Wir 
Vorarlberger haben nichts gegen die Schweizer, 
Wir haben jedoch vieles gegen Rüthi. Damit 
richten sich sachliche Argumente gegen einige 
Grossindustrielle und ihre Politiker. Und damit 
ist der Kreis abgesteckt und begrenzt. Ist es 
nicht eine plumpe Verallgemeinerung, den Rü-
thi-Komplex auf alle Schweizer Staatsbürger 
übertragen zu wollen? Also von  «anti-schwei­
zerischer Stimmung in Vorarlberg» zu spre­
chen? 

Wollte man so verallgemeinern und übertrei­
ben, müsste man in der Schweiz längst ein 
Bürgerkrieg ausgebrochen sein.Denn imNeuen-
burger Gebiet ist ebenfalls eine grosse Bevöl­
kerungsbewegung g e g e n ,  den Bau von luftver­
schmutzender Industrie im Gange. Was  für ein 
freundnachbarliches Verhältnis- wird dort ge­
stört? Doch jenes der Schweizer zu den Schwei­
zern! Und nun beziehen Sie, liebe Leser, auf 
diesen Parallelfall  in Neuenburg diesen Satz 
von W. Br.: «Man erblickt im Schweizer, so­
fern er sich nicht als hundertprozentiger Geg­
n e r  des thermischen Kraftwerkes bekennt, den 
geldgierigen Mann, deir bereit ist, um des1 schnö­
den Mammons willen das ,schöne Rheintal in 
einen LondoneT Smog verwandeln zu lassen.» 

Die Bevölkerung des Neuenburger Gebietes hät  
ihr gutes Recht, sich gegen die Verschmutzung 
ihres Lebensraumes zu wehren — ebenso wie 
die VorarlbeTger und Liechtensteiner und — 
auch Teile der Ostschweizer Bevölkerung im 
Rheintal. Es geht hier nicht um Vorarlberg — 
Ostschweiz. Es geht hier  um das, was der 
Mensch seinem Mitmenschen zumutet, gleich 
welcher Nationalität. ; 

Es fragt sich nun, wer «tendenziöse, demago­
gische Publizistik» betreibt und «fatale Stim­
mungsmache». Ich war  Zeuge, wie Schweizer 
und Liechtensteiner sowie Vorarlberger <; am 
gleichen Tisch in- freundschaftlicher Verbun­
denheit das Problem Rüthi erörterten. Solche 
Tische gibt es zu Hunderten. Uns geht es nicht 
um die Trübung des nachbarlichen Verhältnis­
ses. Unsere einzige Sorge ist die Gesunderhal­
tung des Lebensraumes, von Luft, Wasser, Nähr­
boden, Kultur usw., die Sicherung eineir .wirt­
schaftlichen Weiterentwicklung nach unseren 
Vorstellungen. Dabei ist unser  Blick gerichtet 


